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Betreff 
 

Bildung eines gemeinsamen Gutachterausschusses für Grundstückswerte 
 
 
 Haushaltsstelle(n): 
  Finanzielle Auswirkungen  
  
  keine haushaltsmäßige Berührung Gesamtkosten der Maßnahme: 
  
 X Auswirkungen siehe Sachverhalt ggf. Höhe des Zuschusses %= 
  
 
    
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Rat der Stadt Castrop-Rauxel beschließt: 
 
a) Im Einvernehmen mit dem Kreis Recklinghausen bilden die Stadt Castrop-Rauxel und der 

Kreis Recklinghausen  einen gemeinsamen Gutachterausschuss. Der Sitz des Gutachter-
ausschusses und seiner Geschäftsstelle ist Recklinghausen. Die Geschäftsstelle ist orga-
nisatorisch in die Kreisverwaltung Recklinghausen einzubinden.  

 
b) Für die Durchführung dieses Zusammenschlusses wird die Verwaltung beauftragt, eine 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen der Stadt Castrop-Rauxel und dem Kreis 
Recklinghausen zur Bildung eines gemeinsamen Gutachterausschusses für Grundstücks-
werte zu schließen. 

 
 
____________________      _____________________ 
K r u s e        D o b r i n d t 
Bürgermeister       Technischer Beigeordneter 
 



Sachverhalt 
 
Mit Sitzungsvorlage vom 21.11.2003 (2003/361) hat die Verwaltung die Notwendigkeit zur Bil-
dung eines gemeinsamen Gutachterausschusses für Grundstückswerte zwischen der Stadt 
Castrop-Rauxel und dem Kreis Recklinghausen dargelegt. Aus Vereinfachungsgründen wird die 
Sachverhaltsdarstellung dieser Vorlage nochmals aufgeführt: 
 
Die derzeitige Personalsituation der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses erfordert ein 
Umdenken für die Erledigung der gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben. Bedingt durch die 
Haushaltslage ist die Stadt Castrop-Rauxel daran interessiert, durch Bündelung von Ressour-
cen zusammen mit dem Kreis Recklinghausen im Hinblick auf die mittelbare Zukunft eine funk-
tionierende Geschäftsstelle für Grundstückswerte zu erhalten. 
 
Der Kreis Recklinghausen bietet der Stadt Castrop-Rauxel die Übernahme der Geschäftsstel-
lenaufgaben und Bildung eines gemeinsamen Gutachterausschusses für Grundstückswerte an 
unter der Voraussetzung, diesen finanziellen Aufwand auszugleichen. Dieser Aufwand wurde 
vom Kreis Recklinghausen kalkuliert auf etwa 90.000 € per anno. 
 
Parallel zu diesem Vorschlag wurde die Möglichkeit einer interkommunalen Zusammenarbeit 
mit dem Gutachterausschuss der Stadt Recklinghausen geprüft. Aus dem in Anlage beigefüg-
ten Antwortschreiben der Stadt Recklinghausen geht hervor, dass auch ohne eine abschließen-
de Kostenermittlung die Kostenbeteiligung der Stadt Castrop-Rauxel über dem vom Kreis Reck-
linghausen angebotenen Betrag liegen würde. 
 
Wirtschaftlichkeitsvergleich – personelle Auswirkungen: 
 
Bisher wurden für die Aufgaben der Grundstücksbewertung Personal(anteile) in einem Umfang 
von 2,2 Stellen (ca. 140.000 €) eingesetzt. 
Mit Verlagerung der Aufgaben an den Kreis Recklinghausen können diese Kosten künftig ein-
gespart werden. 
Die Realisierung der Einsparung ist wie folgt vorgesehen: 
 
2003 -  Verzicht auf Neueinstellung nach Kündigung einer Teilzeitkraft (Vermessungsingenieu-

rin) 
2004 - Umsetzung einer Verwaltungsmitarbeiterin innerhalb der Verwaltung auf eine freie Plan-

stelle 
2005 -  Beginn Altersteilzeit eines Vermessungsingenieurs. Verzicht auf Wiederbesetzung der 

Stelle 
 
Die Entscheidung über die Bildung eines gemeinsamen Gutachterausschusses für Grund-
stückswerte wurde mit Beschluss des Haupt- und Finanzausschusses vom 16.12.2003 auf die 
Sitzungen im Februar 2004 vertagt. Die Verwaltung wurde beauftragt, die finanziellen Auswir-
kungen umfassend zu klären und aufzuführen. 
 
Die finanziellen Auswirkungen werden nachfolgend bezogen auf das Produkt sowie auf den 
Gesamthaushalt dargestellt. Dabei wird eine mögliche Aufgabenübertragung zum 01.07.2004 
angenommen. Die finanziellen Auswirkungen wurden nur im Personalkostenbereich geprüft. 
Der Sachkostenbereich kann vernachlässigt werden, da sich nur geringe Auswirkungen erge-
ben. Gebührenmindereinnahmen stehen geringe Aufwendungen für Gutachter, Geschäftsaus-
gaben usw. gegenüber. 
 
Zwischenzeitlich hat sich auch dahingehend eine Änderung ergeben, dass der an den Kreis 
Recklinghausen zu leistende Kostenbeitrag auf 92.340 € aktualisiert wurde. Dieser Betrag wur-
de in den Kostenvergleichen berücksichtigt. 
 
 
 



A. Auf der Produktebene ergibt sich folgender Kostenvergleich: 
 

Jahr 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 
Übertragung der 
Aufgaben auf den 
Kreis Recklinghau-
sen 

 
- 

 
- 

 
142.670 

 
143.240 

 
110.340 

 
110.340 

 
110.340 

 
110.340 

Aufgabenwahr-
nehmung durch die 
Stadt Castrop-
Rauxel 

 
180.700 

 
153.500 

 
142.200 

 
172.200 

 
169.300 

 
169.300 

 
169.300 

 
169.300 

Einsparung   -470 28.960 58.960 58.960 58.960 58.960 
 
Die jeweilige Kostenaufstellungen sind als Anlage 3 beigefügt. 
 
Bei Übertragung der Aufgaben auf den Kreis Recklinghausen ergibt sich für 2004 eine geringe 
Mehrbelastung von 470 €, aber bereits ab 2005 können die Personalkosten für das Produkt 
Grundstücksbewertung erheblich gesenkt werden. 
 
B. Für den Gesamthaushalt ergibt sich folgender Kostenvergleich: 
 

Jahr 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 
Übertragung der 
Aufgaben auf den 
Kreis Reckling-
hausen 

 
- 

 
- 

 
105.970 

 
134.840 

 
134.840 

 
134.840 

 
134.840 

 
101.940 

Aufgabenwahr-
nehmung durch 
die Stadt Castrop-
Rauxel 

 
180.700 

 
153.500 

 
142.200 

 
172.200 

 
202.200 

 
202.200 

 
202.200 

 
169.300 

Einsparung   36.230 37.360 67.360 67.360 67.360 67.360 
 
Die jeweiligen Kostenaufstellungen sind als Anlage 4 beigefügt. 
 
Bei Übertragung der Aufgaben auf den Kreis Recklinghausen ergibt sich für den Gesamthaus-
halt bereits in 2004 ein Entlastung von 36.230 €. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlagen 
 
1 = Schreiben der Stadt Recklinghausen 
2 = Entwurf öffentlich rechtliche Vereinbarung 
3 = Finanzielle Auswirkungen auf das Produkt Grundstücksbewertung 
4 = Finanzielle Auswirkungen auf den Gesamthaushalt 
 
 
 
 

 



Anlage 1 

 



 



Anlage 2 

Entwurf 
 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 
der Stadt Castrop-Rauxel 

und dem Kreis Recklinghausen 

zur Bildung eines gemeinsamen Gutachterausschusses für Grundstückswerte 

Gemäß §§ 1 und 15 der Verordnung über die Gutachterausschüsse für Grundstückswerte NRW 
wird für die Stadt Castrop-Rauxel und den Kreis Recklinghausen, vertreten durch den Bürger-
meister und den Landrat, ein gemeinsamer Gutachterausschuss gebildet. 

 
1. Der gemeinsame Gutachterausschuss führt die Bezeichnung „Der Gutachteraus-

schuss für Grundstückswerte im Kreis Recklinghausen und in der Stadt Castrop-
Rauxel“. 

2. Der Sitz des Gutachterausschusses und seiner Geschäftsstelle ist Recklinghausen, 
die Geschäftsstelle ist organisatorisch in die Kreisverwaltung Recklinghausen ein-
gebunden. 

3. Die Ausstattung der Geschäftsstelle mit Personal und Sachmitteln obliegt dem 
Kreis Recklinghausen. 

4. Die Stadt Castrop-Rauxel verpflichtet sich dem Kreis Recklinghausen einen Kos-
tenbeitrag von jährlich zurzeit 92.340 EURO zu zahlen. Mit der Zahlung dieses Be-
trages sind sämtliche Personal-, Verwaltungs- und Betriebskosten abgegolten. Die 
Einnahmen des Gutachterausschusses verbleiben beim Kreis Recklinghausen. 

5. Der vereinbarte jährliche Kostenbeitrag wird zum 01.07. eines jeden Jahres an den 
Kreis Recklinghausen gezahlt. In den Folgejahren erfolgt eine Anpassung dieses 
Kostenbeitrages entsprechend der jeweiligen Personalkostenentwicklungen der 
Vergütungsgruppe IVa BAT im technischen Bereich. Grundlage für die Berech-
nungen ist der jeweils aktuelle KGSt-Bericht „Kosten eines Arbeitsplatzes“. 

6. Die Stadt Castrop-Rauxel verpflichtet sich dem gemeinsamen Gutachterausschuss 
zeitnahe, kostenlose Auskünfte zum Bauordnungs- und Planungsrecht zu geben. 

7. Die Stadt Castrop-Rauxel stellt bei Bedarf dem gemeinsamen Gutachterausschuss 
für seine Sitzungen kostenlos Besprechungsräume vor Ort zur Verfügung. 

8. Tritt aufgrund gesetzlicher oder sonstiger Änderungen eine gegenüber dem Zeit-
punkt des Inkrafttretens wesentliche Veränderung der vom Gutachterausschuss 
und der Geschäftsstelle für das Gebiet der Stadt Castrop-Rauxel wahrzu-
nehmenden Aufgaben ein, werden der Kreis und die Stadt die Kostenerstattung er-
neut regeln. 

9. Sollte es zwischen den Vertragsparteien zu Unstimmigkeiten kommen, die nicht 
ausgeräumt werden können, wird die Bezirksregierung in Münster als Schlich-
tungsstelle eingeschaltet. Das Ergebnis der Prüfung ist für alle Beteiligten verbind-
lich. 



10. Mit Inkrafttreten der Vereinbarung übernimmt der Kreis Recklinghausen die Aufga-
ben nach der Gutachterausschussverordnung NRW in der jeweils gültigen Fassung 
und stellt die ordnungsgemäße Erledigung sicher. 

11. Der Vorsitzende des gemeinsamen Gutachterausschusses entscheidet über die 
nach der Gutachterausschussverordnung NRW in den Städten wahrzunehmenden 
Aufgaben nach pflichtgemäßem Ermessen. 

12. Die Vereinbarung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im Amtsblatt der Auf-
sichtsbehörde, frühestens jedoch mit der Bestellung des gemeinsamen Gutachter-
ausschusses durch die Bezirksregierung in Münster in Kraft und gilt für mindestens 
10 Jahre. Die Geltungsdauer verlängert sich um jeweils weitere 5 Jahre, wenn die 
Vereinbarung nicht von einer der beteiligten Gebietskörperschaften spätestens ein 
Jahr vor Fristablauf schriftlich gekündigt wird. 

13. Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der Bezirksregierung in Münster. 

 

 

 

 

 

 

 

KREIS RECKLINGHAUSEN STADT CASTROP-RAUXEL 

Der Landrat Der Bürgermeister 

Recklinghausen, den ................  Castrop-Rauxel, den ………….. 

 

 

………………………………….… …………………………………… 
Hans-Jürgen Schnipper Nils Kruse 

 



Anlage 3 
 
 

Finanzielle Auswirkungen auf das Produkt Grundstücksbewertung 
 
 
1.  Entwicklung der Personalkosten für die Grundstücksbewertung bei Bildung eines gemeinsa-

men Gutachterausschusses ab 01.07.2004 
 

 
Stelle 
 

Name 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 

62/1 
Sachbear-

beiter 
3.900 1.300 - - - - - - 

61/16 
Sachbear-

beiter 
39.600 32.900 32.900 32.9001    - 

61/18 
Sachbear-

beiter 
64.800 66.600 33.3002 - - - - - 

61/20 Mitarbeiter 41.000 42.700 21.3003 - - - - - 

61/- 
Sachbear-

beiter 
31.400 11.0004 - - - - - - 

  180.700 153.500 87.500 32.900 - - - - 

Beitrag Kreisverwal-

tung 
- - 46.170 92.340 92.340 92.340 92.340 92.340 

  180.700 153.500 133.670 125.240 92.340 92.340 92.340 92.340 

Einsatz einer Teilzeit-

kraft für Verwaltungs-

aufgaben 5 

- - 9.000 18.000 18.000 18.000 18.000 18.000 

  180.700 153.500 142.670 143.240 110.340 110.340 110.340 110.340 

 
 
2. Entwicklung der Personalkosten, falls keine Zusammenarbeit mit dem Kreis Recklinghausen 

erfolgt  
 

 
Stelle 
 

Name 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 

61/16 
Sachbear-

beiter 
  32.900 32.900    - 

61/ 

Sachbear-
beitung 
Geschäfts-
führung  
(IV a/III) 

  - 30.000 60.0006 60.000 60.000 60.000 

61/18 
Sachbear-
beitung  
(IV a/III) 

  66.600 66.600 66.600 66.600 66.600 66.600 

61/20 
Verwal-
tungsmitar-
beiterin  

  42.700 42.700 42.700 42.700 42.700 42.700 

    142.200 172.200 169.300 169.300 169.300 169.300 

 
 



Erläuterungen:  
 
1  = Altersteilzeit; Beginn der Freistellungsphase 01.10.2005. Einsparung der Stelle gem. Ziffer 3.21 

des Haushaltssicherungskonzeptes vorgesehen. 
2  = Einsatz im Bereich 61 für Umlegungsverfahren oder im Bereich 62 für Vermessungsarbeiten; evtl. 

ab 05/2006 Einsatz auf der Stelle 62/2 mit Beginn der Freistellungsphase des Stelleninhabers im 
Rahmen der Altersteilzeit. 

3  = Umsetzung innerhalb der Verwaltung auf freiwerdende Stelle  
4  = Verzicht auf Neueinstellung nach Kündigung einer Teilzeitkraft (Vermessungsingenieurin) zum 

31.05.2003 im Hinblick auf die geplante Verlagerung der Aufgaben 
5  = Nach Umsetzung der Kraft ist für die verbleibenden Verwaltungsaufgaben (unter anderem Vor-

kaufsrechtsbescheinigungen, Teilungsgenehmigungen usw. ) eine Teilzeitkraft BAT VII erforder-
lich. 

6  = Die Aufsichtsbehörde hat in der Vergangenheit die unzureichende Aufgabenwahrnehmung im 
Aufgabengebiet der Grundstücksbewertung bemängelt. Zur ordnungsgemäßen Aufgabenerledi-
gung ist daher die Einstellung einer Vollzeitkraft erforderlich. Durch diese Vollzeitkraft kann die 
Geschäftsführung für den Gutachterausschuss gewährleistet werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Anlage 4 
 
 

Finanzielle Auswirkungen auf den Gesamthaushalt 
 
 
1.  Entwicklung der Personalkosten für die Grundstücksbewertung bei Bildung eines gemeinsa-

men Gutachterausschusses ab 01.07.2004 
 

 

Stelle 
 

Name 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 

62/1 
Sachbear-

beiter 
3.900 1.300 - - - - - - 

61/16 
Sachbear-

beiter 
39.600 32.900 32.900 32.9001 32.900 32.900 32.9002 - 

61/18 
Sachbear-

beiter 
64.800 66.600 66.600 66.600 66.600 66.600 66.600 66.600 

61/20 Mitarbeiter 41.000 42.700 30.3003 18.000 18.000 18.000 18.000 18.000 

  180.700 153.500 129.800 117.500 117.500 117.500 117.500 84.600 

Beitrag Kreisverwal-

tung 
- - 46.170 92.340 92.340 92.340 92.340 92.340 

  180.700 153.500 175.970 209.840 209.840 209.840 209.840 176.940 

Einnahmen Umle-

gung4   75.000 75.000 75.000 75.000 75.000 75.000 

   105.970 134.840 134.840 134.840 134.840 101.940 

 
 
2. Entwicklung der Personalkosten, falls keine Zusammenarbeit mit dem Kreis Recklinghausen 

erfolgt  
 

 

Stelle 
 

Name 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 

61/16 
Sachbear-

beiter 
  32.900 32.900 32.900 32.900 32.9002 - 

61/ 

Sachbear-
beitung 
Geschäfts-
führung  
(IV a/III) 

  - 30.000 60.000 60.000 60.000 60.000 

61/18 
Sachbear-
beitung  
(IV a/III) 

  66.600 66.600 66.600 66.600 66.600 66.600 

61/20 
Verwal-
tungsmitar-
beiterin  

  42.700 42.700 42.700 42.700 42.700 42.700 

    142.200 172.200 202.200 202.200 202.200 169.300 

 
 
 
 
 
 
 



Erläuterungen:  
 
1  = Altersteilzeit; Beginn der Freistellungsphase 01.10.2005. Einsparung der Stelle gem. Ziffer 3.21 

des Haushaltssicherungskonzeptes vorgesehen. 
2  = Ende der Freistellungsphase 31.12.2008; ab 2009 Einsparung von 32.900 Euro 
3  = Nach Umsetzung der Stelleninhaberin ist für die verbleibenden Verwaltungsaufgaben (u.a. Vor-

kaufsrechtsbescheinigung, Teilungsgenehmigung usw.) eine Teilzeitkraft BAT VII erforderlich. 
4  = Durch Einsatz des Stelleninhabers 61/18 im Bereich Umlegung können Einnahmen von rd. 

75.000 € erzielt werden. 
 
 


